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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1968 Ausgegeben am 20. September 1968 82. Stück

348. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Staat Israel über die Rechtshilfe in
Strafsachen samt Schlußprotokoll

3 4 9 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Staat Israel über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen auf dem
Gebiet des Zivil- und Handelsrechts

348.

Nachdem das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Staat Israel über die
Rechtshilfe in Strafsachen samt Schlußprotokoll, welches also lautet:

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM STAAT ISRAEL ÜBER
DIE RECHTSHILFE IN STRAFSACHEN

Die Republik Österreich und der Staat Israel
sind in dem Wunsch, ihre wechselseitigen Bezie-
hungen auf dem Gebiet der Rechtshilfe in Straf-
sachen zu regeln, wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Vertragschließenden Staaten verpflich-
ten sich gegenseitig, einander auf Ersuchen nach
den Bestimmungen dieses Abkommens Rechts-
hilfe in allen Strafverfahren zu leisten, die in die
Zuständigkeit der Justizbehörden des ersuchen-
den Staates fallen.

(2) Auf die Vollstreckung verurteilender Er-
kenntnisse findet dieses Abkommen keine An-
wendung.

Artikel 2

Rechtshilfe wird nicht gewährt
(a) wenn sich das Ersuchen auf strafbare Hand-

lungen bezieht, die nach den Rechtsvorschriften
des ersuchten Staates ihrer Art nach nicht ge-
richtlich strafbar sind oder von diesem Staat
als politische, als mit solchen zusammenhängende
strafbare Handlungen oder als rein militärische
strafbare Handlungen angesehen werden;

(b) wenn die Erledigung des Ersuchens nach
Auffassung des ersuchten Staates geeignet ist,
die Hoheitsrechte, die Sicherheit, die öffentliche
Ordnung (ordre public) oder die Verfassungs-
rechtsordnung dieses Staates zu beeinträchtigen.

Artikel 3

In Steuer-, Zoll-, Monopol- und Devisenstraf-
sachen wird die Rechtshilfe insoweit gewährt,
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als sie nach einem besonderen Abkommen zu-
lässig ist.

Artikel 4

(1) Die Rechtshilfeersuchen oder die ihnen bei-
gefügten Schriftstücke müssen folgende Angaben
enthalten:

(a) die Behörde, von der das Ersuchen ausgeht,
(b) den Gegenstand und den Grund des Er-

suchens,
(c) eine kurze Darstellung des Sachverhaltes,

insbesondere Zeit und Ort der Begehung,
seine rechtliche Würdigung und die anzu-
wendenden gesetzlichen Bestimmungen,

(d) soweit möglich, die Staatsangehörigkeit der
Person, gegen die sich das Verfahren richtet,
und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort,

(e) gegebenenfalls den Namen und die An-
schrift des Empfängers und die Art der
zuzustellenden Schriftstücke.

(2) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Gegenständen sind eine Aus-
fertigung oder beglaubigte Abschrift der darauf
gerichteten gerichtlichen Entscheidung sowie
jener Aktenstücke anzuschließen, die Beweise zur
Rechtfertigung der begehrten Maßnahmen dar-
stellen.

Artikel 5

(1) Die in Vollziehung dieses Abkommens zu
übermittelnden, auszuhändigenden oder vorzu-
legenden Urkunden werden auf dem diplomati-
schen Weg übermittelt.

(2) Diese Urkunden werden mit der Unter-
schrift und dem Amtssiegel eines Richters oder
Beamten des Staates versehen, von dem sie aus-
gehen.

(3) Urkunden, die nicht in französischer oder
englischer Sprache abgefaßt sind, wird eine Über-
setzung in eine dieser Sprachen angeschlossen.

Artikel 6

Die Rechtshilfeersuchen werden unter Einhal-
tung der Rechtsvorschriften des ersuchten Staates
erledigt. Einem ausdrücklichen Verlangen der
ersuchenden Behörde, in bestimmter Weise zu
verfahren, wird jedoch entsprochen, sofern ein
solches Verfahren mit den Rechtsvorschriften des
ersuchten Staates nicht unvereinbar ist.

Artikel 7

Die Zustellung von Verfahrensurkunden und
Gerichtsentscheidungen wird durch eine vom
Empfänger datierte und unterschriebene Emp-
fangsbestätigung nachgewiesen oder durch eine
Bescheinigung der ersuchten Behörde über die
Tatsache, die Art und die Zeit der Zustellung.
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Artikel 8

Ist die ersuchte Behörde nicht zuständig, so
leitet sie das Rechtshilfeersuchen von Amts wegen
an die zuständige Behörde weiter.

Artikel 9

Der ersuchte Staat hat den ersuchenden Staat
von jeder Ablehnung und von jeder anderen Be-
hinderung oder Verzögerung der Rechtshilfe
unverzüglich in Kenntnis zu setzen und ihm die
Gründe hiefür bekanntzugeben.

Artikel 10

(1) Wenn ein Zeuge, ein Sachverständiger oder
eine von den Justizbehörden des ersuchenden
Staates beschuldigte Person, die sich im ersuchten
Staat befindet und um deren Zeugenverneh-
mung oder Abhörung durch die Justizbehörden
dieses Staates ersucht worden ist, sich weigert,
einer Vorladung Folge zu leisten, so hat die er-
suchte Behörde die nach dem Recht ihres Staates
vorgesehenen Maßnahmen, einschließlich von
Zwangsmaßnahmen, zu treffen, um das Er-
scheinen dieser Person sicherzustellen.

(2) Der Zeuge oder Sachverständige, der sich
im ersuchten Staat befindet und einer Vorladung
zum Erscheinen vor den Justizbehörden des er-
suchenden Staates, um deren Zustellung ersucht
worden ist, nicht Folge leistet, darf aus diesem
Grund selbst dann, wenn die Vorladung Zwangs-
androhungen enthält, nicht bestraft oder einer
Zwangsmaßnahme unterworfen werden.

(3) Die Vorladung gemäß Absatz 2 dieses
Artikels hat die annähernde Höhe der dem
Zeugen oder Sachverständigen vom ersuchenden
Staat zu zahlenden Entschädigungen sowie der
zu erstattenden Reise- und Aufenthaltskosten
anzugeben.

Diese Entschädigungen werden ab dem Wohn-
ort des Zeugen oder Sachverständigen berechnet.
Sie werden zumindest jenen entsprechen, die in
den geltenden Tarifen und Bestimmungen des
Staates vorgesehen sind, in dem der Zeuge oder
Sachverständige erscheinen soll. Auf Verlangen
des Zeugen oder Sachverständigen können ihm
durch die Behörden seines Wohnortes die Reise-
kosten ganz oder zum Teil vorgeschossen wer-
den. Dieser Vorschuß ist auf der Vorladung zu
vermerken und vom ersuchenden Staat zu er-
statten.

Artikel 11

(1) Ein Zeuge oder Sachverständiger, gleich
welcher Staatsangehörigkeit, der in einem der
Vertragschließenden Staaten eine Vorladung er-
halten hat und ihr Folge leistend vor den Justiz-
behörden des anderen Vertragschließenden
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Staates erscheint, darf dort wegen Handlungen
oder Verurteilungen oder aus anderen, vor seiner
Abreise aus dem Hoheitsgebiet des ersuchten
Staates eingetretenen Gründen weder verfolgt,
noch in Haft gehalten, noch einer sonstigen Be-
schränkung seiner persönlichen Freiheit unter-
worfen werden.

(2) Eine Person, gleich welcher Staatsangehörig-
keit, die in einem der Vertragschließenden
Staaten eine Vorladung erhalten hat und ihr
Folge leistend vor den Justizbehörden des ande-
ren Vertragschließenden Staates erscheint, um
sich wegen einer ihr zur Last gelegten Handlung
strafrechtlich zu. verantworten, darf dort wegen
in der Vorladung nicht angeführter strafbarer
Handlungen aus der Zeit vor ihrer Abreise aus
dem Hoheitsgebiet des Staates, wo die Vorladung
bewirkt worden ist, oder aus anderen, vor dieser
Abreise eingetretenen Gründen weder verfolgt,
noch in Haft gehalten, noch einer sonstigen Be-
schränkung ihrer persönlichen Freiheit unter-
worfen werden.

(3) Der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene
Schutz endet, wenn der Zeuge, Sachverständige
oder Beschuldigte während dreißig Tagen, nach-
dem seine Anwesenheit von den Justizbehörden
nicht mehr verlangt wurde, die Möglichkeit ge-
habt hat, das Hoheitsgebiet zu verlassen, und
trotzdem freiwillig dort bleibt, oder wenn er
nach Verlassen dieses Gebietes dorthin zurück-
gekehrt ist.

Artikel 12

Der ersuchte Staat übermittelt Auskünfte über
Vorstrafen, die von den Justizbehörden des er-
suchenden Staates für eine Strafsache erbeten
werden, in dem Umfang, wie seine Justizbehör-
den sie in gleichartigen Fällen selbst erhalten
könnten.

Artikel 13

Jeder Vertragschließende Staat benachrichtigt
den anderen Vertragschließenden Staat von
allen dessen Staatsangehörige betreffenden straf-
rechtlichen Verurteilungen.

Artikel 14

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti-
kels 10 Absatz 3 gibt die Erledigung von Rechts-
hilfeersuchen keinen Anlaß zur Erstattung von
Kosten, mit Ausnahme jener, die durch die Bei-
ziehung von Sachverständigen im Hoheitsgebiet
des ersuchten Staates verursacht werden.

Artikel 15

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Wien ausgetauscht.
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(2) Das Abkommen tritt dreißig Tage nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft. Es findet auch auf vor seinem Inkraft-
treten begangene strafbare Handlungen Anwen-
dung.

(3) Jeder Vertragschließende Staat kann dieses
Abkommen durch Notifikation an den anderen
Vertragschließenden Staat kündigen. Diese Kün-
digung wird ein Jahr, nach Einlangen der Notifi-
kation bei dem anderen Vertragschließenden
Staat wirksam.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterschrie-
ben und mit ihrem Siegel versehen.

Geschehen zu Jerusalem, am 6. Juni 1966 ent-
sprechend dem 18. Siwan 5726, in drei Aus-
fertigungen, in deutscher, hebräischer und fran-
zösischer Sprache, wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist. Im Falle von Unstimmig-
keiten zwischen den Texten des Abkommens in
deutscher und in hebräischer Sprache soll jedoch
der Text in französischer Sprache entscheidend
sein.

Für die Republik Österreich:

Dr. Walther Peinsipp m. p.
Außerordentlicher und bevollmächtigter

Botschafter

Für den Staat Israel:

Abba Eban m. p.
Außenminister
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SCHLUSSPROTOKOLL

Anläßlich der Unterzeichnung des heute
zwischen der Republik Österreich und dem Staat
Israel abgeschlossenen Abkommens über die
Rechtshilfe in Strafsachen haben die unterzeich-
neten Bevollmächtigten die folgenden Bestim-
mungen vereinbart, die einen integrierenden Be-
standteil des Vertrages bilden:

Bei der Erledigung eines Ersuchens von sehen
der österreichischen Behörden um Einvernahme
einer in Israel befindlichen Person über eine straf-
bare Handlung, die ihr zur Last gelegt wird
oder der sie als Mittäter oder Mitschuldiger ver-
dächtigt ist, werden die Justizbehörden des
Staates Israel im Sinne der in Österreich gelten-
den Vorschriften auf ein ausdrückliches Ersuchen
der österreichischen Behörden, eine solche Person
nicht unter Eid, sondern unbeeidet zu verneh-
men, gehörig Bedacht nehmen, sofern sie zu
einer solchen Aussage bereit ist.

Jerusalem, den 6. Juni 1966 entsprechend dem
18. Siwan 5726.

Für die Republik Österreich:

Dr. Walther Peinsipp m. p.
Außerordentlicher und bevollmächtigter

Botschafter

Für den Staat Israel:

Abba Eban m. p.
Außenminister
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. April 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toncic-Sorinj

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 26. August 1968 aus-
getauscht worden; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 15 Absatz 2 am 25. September
1968 in Kraft.

Klaus

349.

Nachdem der am 6. Juni 1966 in Jerusalem unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik
Österreich und dem Staat Israel über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gericht-
lichen Entscheidungen auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts, welcher also lautet:

(Übersetzung)

VERTRAG ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DEM STAAT ISRAEL
ÜBER DIE GEGENSEITIGE ANERKEN-
NUNG UND VOLLSTRECKUNG VON
GERICHTLICHEN ENTSCHEIDUNGEN
AUF DEM GEBIET DES ZIVIL- UND

HANDELSRECHTS

Die Republik Österreich und der Staat Israel
haben, in dem Wunsche, die gegenseitige An-
erkennung und Vollstreckung der in Zivil- und
Handelssachen gefällten gerichtlichen Entschei-
dungen zu sichern, folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Dieser Vertrag ist auf die Entscheidungen
anzuwenden, die in Zivil- oder Handelssachen
von den Gerichten eines der Vertragsstaaten ge-
fällt werden.

(2) Dieser Vertrag ist jedoch nicht anzuwenden:

a) auf Entscheidungen, die den Personenstand
oder die Handlungsfähigkeit von Personen,
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familienrechtliche Angelegenheiten ein-
schließlich der persönlichen Beziehungen
zwischen Eltern und Kindern und zwischen
Ehegatten zum Gegenstand haben, sowie
auf Entscheidungen in Angelegenheiten des
ehelichen Güterrechts;

b) auf Entscheidungen auf dem Gebiet des
Erbrechts;

c) auf Entscheidungen auf dem Gebiet des
Konkurses, des Ausgleichs oder gleicharti-
ger Verfahren einschließlich der mit diesen
Verfahren zusammenhängenden Entschei-
dungen, welche die Gültigkeit von Rechts-
handlungen gegenüber Gläubigern betref-
fen.

(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Ab-
satzes 2 ist dieser Vertrag auf Entscheidungen an-
zuwenden, die Unterhaltsverpflichtungen zum
Gegenstand haben.

Artikel 2

(1) Der Vertrag ist auf jede Entscheidung anzu-
wenden, die im streitigen oder im außerstreitigen
Verfahren von einem Gericht gefällt worden ist,
ohne Rücksicht darauf, welche Bezeichnung sie
führt, und selbst dann, wenn die Entscheidung
anläßlich eines Strafverfahrens gefällt worden ist.

(2) Er ist jedoch auf Entscheidungen insoweit
nicht anzuwenden, als sie vorläufige oder
sichernde Maßnahmen anordnen.

Artikel 3

Der Vertrag ist ohne Rücksicht auf die Staats-
angehörigkeit der Parteien anzuwenden.

Artikel 4

Eine Entscheidung, die in einem der Vertrags-
staaten gefällt worden ist, ist in dem anderen
Vertragsstaat anzuerkennen und zu vollstrecken,
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) die Entscheidung muß von einem Gericht
stammen, das im Sinne dieses Vertrages als
zuständig angesehen wird;

b) sie darf nicht mehr einem Rechtsmittel
unterliegen und muß gegebenenfalls in
ihrem Ursprungsstaat vollstreckbar sein.
Entscheidungen, die Unterhaltsverpflich-
tungen zum Gegenstand haben, sind jedoch
vollstreckbar, auch wenn sie noch einem
Rechtsmittel unterliegen;

c) im Fall einer Versäumnisentscheidung muß
der das Verfahren einleitende Schriftsatz
nach dem Recht des Ursprungsstaates ord-
nungsgemäß zugestellt worden sein.

Artikel 5

Die Anerkennung oder die Vollstreckung der
Entscheidung kann jedoch in jedem der folgen-
den Fälle abgelehnt werden:
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1. wenn die Anerkennung oder die Vollstreckung
der Entscheidung mit der öffentlichen Ord-
nung des ersuchten Staates unvereinbar ist;

2. wenn die Anerkennung oder die Vollstreckung
der Entscheidung geeignet ist, die Hoheits-
rechte oder die Sicherheit des ersuchten Staates
zu beeinträchtigen;

3. wenn ein gleiches Begehren, das denselben
Gegenstand betrifft und auf demselben Rechts-
grund beruht, zwischen den Parteien vor einem
Gericht des ersuchten Staates, das als erstes
damit befaßt worden war, anhängig ist;

4. wenn das Urteil gegen eine Person ausgespro-
chen wurde, die im Verfahren Beklagte war
und die auf Grund der Regeln des Völkerrechts
Anspruch auf Immunität von der Gerichtsbar-
keit des Ursprungsgerichtes hatte und sich der
Gerichtsbarkeit dieses Gerichtes nicht unter-
worfen hat, oder wenn die Vollstreckung des
Urteils gegen eine Person begehrt wird, die
nach den Regeln des Völkerrechts der Gerichts-
barkeit des ersuchten Gerichtes nicht unter-
liegt;

5. wenn die beklagte Partei dem ersuchten Ge-
richt nachweist, daß die Entscheidung das
Ergebnis einer Gesetzesumgehung ist;

6. wenn, im Falle einer Versäumnisentscheidung,
die säumige Partei dem ersuchten Gericht nach-
weist, daß sie ohne Verschulden ihrerseits von
dem das Verfahren einleitenden Schriftsatz
nicht zeitgerecht Kenntnis erlangt hat, um sich
verteidigen zu können;

7. wenn die beklagte Partei dem ersuchten Ge-
richt nachweist, daß ihr keine angemessene
Möglichkeit gegeben worden ist, ihren Stand-
punkt vorzubringen oder ihre Beweismittel
vorzulegen.

Artikel 6

(1) Die Anerkennung oder die Vollstreckung
darf nicht allein aus dem Grund verweigert wer-
den, daß das Ursprungsgericht ein anderes Recht
angewendet hat als das, welches nach den Vor-
schriften des internationalen Privatrechts des
ersuchten Staates anzuwenden gewesen wäre.
(2) Die Anerkennung oder die Vollstreckung
kann jedoch abgelehnt werden, wenn hinsichtlich
der Vorfragen, die sich auf die in Artikel 1 Ab-
satz 2 angeführten Rechtsgebiete, soweit diese
nicht Gegenstand des Artikels 1 Absatz 3 sind,
beziehen, die ausländische Entscheidung eine Vor-
schrift des internationalen Privatrechts des er-
suchten Staates verletzt, es sei denn, daß die An-
wendung dieser Vorschrift zu demselben Ergebnis
geführt hätte.

Artikel 7

Die Entscheidung, deren Anerkennung oder
deren Vollstreckung begehrt wird, darf in keiner
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anderen Beziehung geprüft werden als in jener,
die durch die Anwendung der Artikel 4, 5 und
6 notwendig gemacht wird. Darüber hinaus wird
keine inhaltliche Prüfung der Entscheidung vor-
genommen.

Artikel 8

Die ersuchte Behörde ist bei der Beurteilung
der Zuständigkeit des Ursprungsgerichtes an die
Feststellungen in tatsächlicher Hinsicht, auf
welche dieses seine Zuständigkeit gegründet hat,
gebunden, sofern es sich nicht um eine Versäum-
nisentscheidung handelt.

Artikel 9

Das Gericht, das die ausländische Entscheidung
gefällt hat, ist im Sinne dieses Vertrages als zu-
ständig anzusehen:

1. wenn der Beklagte im Zeitpunkt der Einbrin-
gung der Klage im Ursprungsstaat seinen
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt oder, wenn es sich um einen Beklagten
handelt, der keine physische Person ist, seinen
Sitz oder seine Hauptniederlassung hatte;

2. wenn der Beklagte, der im Gebiet des Ur-
sprungsstaates eine kaufmännische, gewerbliche
oder sonstige Niederlassung, eine Zweignieder-
lassung oder eine Agentur hatte, dort wegen
Streitigkeiten belangt worden ist, die sich auf
deren Betrieb beziehen;

3. wenn der in dem Verfahren vor dem Ur-
sprungsstaat Beklagte sich vor Beginn dieses
Verfahrens ausdrücklich bereit gefunden hat,
sich der Gerichtsbarkeit des Ursprungsgerichtes
zu unterwerfen;

4. wenn sich der Beklagte in die Sache selbst ein-
gelassen hat, ohne die Zuständigkeit des Ur-
sprungsgerichtes abzulehnen oder in dieser
Beziehung Vorbehalte zu machen;

5. wenn die Klage Streitigkeiten betrifft, die sich
auf im Ursprungsstaat gelegenes unbewegliches
Vermögen beziehen;

6. wenn in einer Angelegenheit wegen Schaden-
ersatzes aus einer außervertraglichen Haftung
die schädigende Handlung im Ursprungsstaat
begangen worden ist;

7. im Falle einer Widerklage, wenn das Gericht
nach diesem Vertrag als zur Entscheidung über
die Hauptklage oder über die Widerklage zu-
ständig anerkannt wird.

Artikel 10

(1) Die Zuständigkeit der Gerichte des Ur-
sprungsstaates ist nach diesem Vertrag nicht be-
gründet, wenn im ersuchten Staat Bestimmungen
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bestehen, nach denen die Gerichte dieses Staates
für die Entscheidung über die Klage, die zu der
ausländischen Entscheidung Anlaß gegeben hat,
ausschließlich zuständig sind.

(2) Die Zuständigkeit des Gerichtes des Ur-
sprungsstaates kann auch dann als nicht begrün-
det angesehen werden, wenn sich die ersuchte
Behörde für verpflichtet hält, die ausschließliche
Zuständigkeit der Gerichte eines dritten Staates
auf Grund einer Vereinbarung zwischen den Par-
teien oder eines zwischenstaatlichen Abkommens
anzuerkennen.

Artikel 11

Die Partei, welche die Anerkennung verlangt
oder die Vollstreckung beantragt, hat vorzulegen:

a) eine vollständige Ausfertigung der Ent-
scheidung, welche die erforderlichen Vor-
aussetzungen für ihre Echtheit aufweist,
sowie in den Fällen, in denen die Entschei-
dung keine Begründung enthält oder wenn
die ersuchte Behörde dies verlangt, alle er-
forderlichen Unterlagen, um der ersuchten
Behörde die Prüfung der Entscheidung ge-
mäß diesem Vertrag zu ermöglichen;

b) im Falle einer Versäumnisentscheidung die
Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift
der Unterlagen, aus denen sich ergibt, daß
der das Verfahren einleitende Schriftsatz
der säumigen Partei ordnungsgemäß zu-
gestellt worden ist;

c) alle Unterlagen oder Bestätigungen, aus
denen sich ergibt, daß die Entscheidung
nach dem Recht des Ursprungsstaates in
diesem Staat vollstreckbar ist und daß, aus-
genommen die Entscheidungen auf dem
Gebiet der Unterhaltsverpflichtungen, die
Entscheidung nicht mehr einem Rechtsmit-
tel unterliegt;

d) die oben angeführten Unterlagen sind für
den Gebrauch in der Republik Österreich
in die deutsche und für den Gebrauch im
Staat Israel in die hebräische Sprache zu
übersetzen; die genannten Unterlagen müs-
sen entweder von einem diplomatischen
oder konsularischen Vertreter einer der
Vertragsparteien oder von einer anderen
zu diesem Zweck in einem der beiden Staa-
ten befugten Person als richtig bestätigt
sein.

Artikel 12

(1) Das Verfahren zum Zweck der Anerken-
nung oder der Vollstreckung der Entscheidung
richtet sich, soweit dieser Vertrag nichts anderes
bestimmt, nach dem Recht des ersuchten Staates.

(2) Spricht die Entscheidung über mehrere
Klagebegehren ab, so kann die Anerkennung
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oder die Vollstreckung für einen Teil gewährt
werden, außer die Begehren können nicht von-
einander getrennt werden.
(3) Die Vollstreckung der Verurteilung zur
Zahlung der Kosten eines gerichtlichen Verfah-
rens kann gemäß diesem Vertrag nur bewilligt
werden, wenn der Rechtsstreit selbst in den An-
wendungsbereich des Vertrages fällt.

Artikel 13

Die Gerichte eines der Vertragsstaaten haben
die Entscheidung in einer Rechtssache, die vor
sie gebracht wird, abzulehnen oder, wenn es das
Recht dieses Staates erlaubt und das Gericht es
für zweckmäßig erachtet, das Verfahren zu
unterbrechen, sofern ein Rechtsstreit zwischen
denselben Parteien über denselben Gegenstand
und aus demselben Rechtsgrund schon vor einem
Gericht des anderen Vertragsstaates anhängig ist
und wenn in diesem Verfahren eine Entscheidung
gefällt werden kann, die gemäß diesem Vertrag
voraussichtlich anzuerkennen oder zu vollstrecken
sein wird.

Artikel 14

Dieser Vertrag berührt nicht die Abkommen,
denen die Vertragsstaaten angehören oder an-
gehören werden und die auf besonderen Rechts-
gebieten die Anerkennung und die Vollstreckung
der in diesem Vertrag bezeichneten Entscheidun-
gen regeln.

Artikel 15

Dieser Vertrag ist nur auf gerichtliche Ent-
scheidungen anzuwenden, die nach dem Tag sei-
nes Inkrafttretens gefällt werden.

Artikel 16

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren. Der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden hat so bald wie
möglich in Wien stattzufinden.
(2) Der Vertrag tritt am sechzigsten Tag nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Artikel 17

Jede der Vertragsparteien kann diesen Vertrag
durch schriftliche Notifikation an die andere Ver-
tragspartei kündigen. Die Kündigung wird ein
Jahr nach dem Tag, an dem sie notifiziert wurde,
wirksam.

Geschehen zu Jerusalem, am 6. Juni 1966, in
doppelter Ausfertigung in französischer Sprache.

Für die Republik Österreich:

Dr. Walter Peinsipp m. p.

Für den Staat Israel:

Abba Eban m. p.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten, hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen,

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, am 24. Jänner 1968

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Vertrag sind am 26. August 1968 ausgetauscht
worden; der Vertrag tritt somit gemäß seinem Artikel 16 Absatz 2 am 25. Oktober 1968 in Kraft.

Klaus


